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Verkündet

am 25° August 1955

I m N a m e n d e e V o l k e 3

In Sachen

Klägers und Revisioneklägersy

Prozeßbevollmächtigte;

gegen

die Landeévereicherungsanstalt Schleswig—Holstein

Beklagte und Revieionebeklagte,

hat der 4° Senat des Bundeesozialgerichts auf

‚ die mündliche Verhandlung v0m 25° August 1955,

an der mitgewirkt haben

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichte

vom 23. April l954 wird mit den ihm zugrun—

deliegenden Feststellungen aufgehoben° Die Sache

wird zur erneuten Verhandlung und Entscheidung"

an das Landessozialgericht ‘ zurückver—

wiesen°

Von Rechts wegen°
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Der Kläger, der am 22° Februar 1946 des 65° Lebensjahr
vollendet hatte, stellte am 28„ Februar 1951 den Antrag auf

Zuerkennung der Altersinvalidenrenteß Der Antrag wurde von
der Beklagten durch rechtsmittelfähigen Bescheid vom

12„‘De—

zember 1951 mit der Begründung abgelehnt, daß die Anwart—
schaft erloschen sei" Die hiergegen eingelegte Berufung wur—
de durch Urteil des Oberversicherungsamts Schleswig'vom

50° Juni 1952 mit im wesentlichen gleicher Begründung zurück—

gewissen° Die gegen dieses Urteil beim Oberverweltungsgericht

in Lüneburg eingelegte Berufung ging nach @ 215 Abs° 8 des
Sozielgeriehtsgesetzes (SGG) auf das Landessozielgerieht

über„

Das Landessozialgericht hat die Berufung durch Urteil

vom 23„ April 1954 zurückgewiesen° Es hat im wesentlichen

festgestellt, daß der Kläger vom Jahre 1897 bis zum 51„ März

1919 — während dieser Zeit hat er eine pflichtversicherte

Tätigkeit ausgeübt —pflichtveréichert gewesen sei, daß er
aber seit seiner am 1. April 1919 erfolgten Übernahme in das
Beamtenverhältnis bis zum Jahre 1930 oder 1951 keine freiwil—

ligen Beiträge geleistet habe. Seine diesbezügliche Behaup—

tung sei durch keinerlei Unterlagen bestätigt werden; auch

habe er bei Vollendung des 65, Lebensjahres offenbar deshalb

keinen Antrag auf Invalidenrente gestellt, weil er von sei—

nem Anspruch selbst nicht überzeugt gewesen sei° Die von ihm

im Vorverfahren benannten Zeugen und ‚ ’ hät—

ten ebensowenig wie sein Arbeitgeber Angaben darüber_mechen

können, ob er nach dem 31, äärs 1919 freiwillige Beiträge

entrichtet habe° Seine Angaben seien aber auch deshalb un—

glaubwürdig, weil sie gewechselt hätten° Zunächst habe°er
behauptet, bis 1924 freiwillig Beiträge geleistet zu haben,

während er jetzt behaupte, dies sei bis 1950 oder 1951 der
Fall

gewesen, Versicherungeunterlagen konnten — wie sich

aus den Akten ergibt — weder für Pflichtbeiträge noch für

freiwillige Beiträge festgestellt werden„
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In dem Verfahren vor dem Landeesoziulgericht hatte der

Kläger als weitere Zeugen seine geechiedene Ehefrau_und seine

Tonhter benannt„ Der Vorsitzende des Lendessozialgerichts ord—
nete die Vernehmung beider Zeuginnen an “und verfügte ihre La—

dung zur nächsten mündlichen Verhandlung. Beide teilten dem Ge—

richt schriftlich mit, daß sie keine Angaben darüber machen

könnten, ob der Kläger nach dem l° April 1919 freiwillige Bei—

träge geleistet habe° Die zweite Zeugin wies auch noch darauf

hin, daß sie zur Zeit der Übernahme ihres Vaters in das Beam—

tenverhältnis erst acht Jahre alt gewesen sei und eich.deehalb

nicht an diese Vorgänge erinnern_könnea Sie erschienen beide

nicht zur mündlichen Verhandlung. Das Landessozialgericht ver—

ziehtete auf ihre Vernehmung und begründete dies in dem ange—

fochtenen Urteil wie folgt:,

„
"Da mithin diese beiden Zeuginnen nicht in der Lage waren,

zur Aufklärung des Sachverhalts zugunsten des Klägers beizu—

tragen9 hat das Gericht auf ihre mündliche Vernehmung verzich—

tet° Das um so mehr, als angesichts der völligen Vertrauens-

unwürdigkeit der Angaben des Klägers — der sich nicht scheute,
wiederholt eelbst innerhalb der mündlichen Verhandlung seine

eigene dem Senat soeben erst gegebene Sachdaretellung ab2u—

streiten oder zu widerrufen, wenn ihm eine andere Darstellung

nachträglich zweckdienlicher erschien — eine dem Kläger gün—

stige Aussage die Überzeugung des Senats nicht hätte erschüt—

tern könneno" ;

DasUrteil wurdedemKläger am14. Mai 1954zugestellt°
Es enthielt folgende Rechtsmittelbelehrung:

"Im übrigen kann die Revision nur wegen eines wesentlichen

Verfahrenemangels nach 5 162 Abs„ 1 Ziff° 2 SGG innerhalb eines
Monats nach Zustellung des Urteils schriftlich beim Bundes—

sozialgericht in Kassel eingelegt werden„"

Das Lahdessozialgericht hat die Revision nicht zugelassene

Nachdem der Kläger zunächst persönlich Revision eingelegt.
und diese begründet hatte, legte am 2„ März 1955 Dr° ? von

der Revisioneabteilung des Verbands der Kriegsbeschädigten9'

Kriegshinterbliebenen und Sozialrentner Deutschlands e.V„ (VdK)

in Kassel Revision gegen dieses Urteil ein° '
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Der Kläger steht auf dem Siendpunkt, daß die Rechtsmittel—

belehrung des Landessozialgerichts nicht den Erfordernissen des'

$ 66 AbSo 1 SGG entspreche und daher die Jahresfrist des 5 66

Abs° 2 SGG für die Einlegung der Revision maßgebend sei°
,

Er rügt als wesentlichen Verfahrensmangel, daß des Landes—

sozialgericht die beiden Zeuginnen nicht vernommen habe, obwohl

es ihre Vernehmung zunächst angeordnet habe°

Er stellt den Antrag;

1) das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache zur

erneuten Verhandlung und Entscheidung an die Vorinstanz zurück—

zuverweisen,

_2) die außergerichtlichen Kosten des Revisionsklägers der

Revisionsbeklagten aufzuerlegen°

Für den Fall, daß die Revisionseinlegung und —begründung

als verspätet angesehen werden sollte, stellt er den Antrag auf

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand°

Die Beklagte beantragt, die Revisbn als unzulässig zu ver—

werfen„

Sie schließt sich der Begründung des angefochtenen Urteils

an und ist der Auffassung, daß ein wesentlicher Verfahrensmangel

nicht vorliege. ' ‘

Die Revision ist form- und fristgerecht eingelegt und be—

gründet werden. Zwar kann die vom Kläger persönlich eingelegte

und begründete Revision nicht als forngerecht angesehen werden,

da sie nicht von einem vor dem erkennenden Gericht zugelassenen

Prozeßbevollmächtigten eingelegt ist und somit den Erfordernis—

sen des @ 166 Abs. 1 SGG nicht genügt; dagegen ist die von dem

Prozeßbevollmächtigten des Klägers, Dr. , am 2. b■rz 1955

eingelegte und begründete Revision als formgerécht anzusehen°

Sie ist allerdings erst nach Ablauf der in € 164 SGG vorge—

schriebenen Fristen eingelegt und begründet werden„ Trotzdem ist

sie aber nicht als verspätet anzusehen, weil die Rechtsmittelbe—
lehrung in dem angefochtenen Urteil nicht die in @ 66 Abs„ 1 SGG

angeführten Erfordernisse erfüllt und somit für die Revisions—

einlegung nicht die Monatsfrist des 9 164 Abs° 1 SGG, sondern

die Jahresfrist des 5 66 Abs. 2 SGG maßgebend ist°
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5 66 Abs° 1 SGG bestimmt, daß die Frist für ein Rechtsmittel

oder einen anderen Rechtsbehelf nur dann zu laufen beginnt, wenn
die Beteiligten "über den Rechtsbehelf, die Verwaltungsstelle oder
das Gericht, bei dem der Rechtsbehelf anzubringen ist, den Sitz

und die einzuhaltende ?rist schriftlich belehrt worden sind”, Die

Rechtsmittelbelehrung in dem angefochtenen Urteil erfüllt zwar die

letzteren Erfordernisse, beschränkt aber die "Belehrung über den

Rechtebehelf" auf den Hinweis, daß "die Revision nur wegen eines

wesentlichen Verfehrensmangels nach 5 162 Abs° l Zii"f° 2 SGG

„..., schriftlich ‚..., eingelegt werden kann"° Diese Belehrung
kenn nicht als ausreichend angesehen werden, "Belehrung über den

Rechtshehelf“ bedeutet rein_spreehlich mehr als “Bezeichnung des
Rechtsbehelfs" und erfordert daher, daß die Beteiligten über die

für sie wesentlichen Einzelheiten des Rechtsmittels unterrichtet

werden° Nur diese Auslegung wird dem Zweck der Vorschrift, auch

Rechtsunkundige ohne weiteres in die Lage zu versetzen, die für

die Wahrnehmung ihrer Rechte erforderlichen Schritte zu unterneh—

men, gerecht° Die Rechtsmittelhelehrung in dem angefochtenen Ur—

teil kenn somit schon deshalb nicht als ausreichend angesehen

werden, weil sie nicht den Vermerk enthält, daß sich die Beteilig—

ten, soweit es sich nicht um Behörden oder Körperschaften des öf—

fentlichen Rechts oder Anstalten des öffentlichen Rechts handelt,

durch Prozeßbevollmäehtigte vertreten lassen müssen° Es bedarf

keiner Untersuchung, ob und welche weiteren Erfordernisse an die

"Belehrung über den Rechtsbehelf“ zu stellen sind, da schon durch

das Fehlen dieses Hinweises die Rechtsmittelbelehrung nicht voll—

\
ständig ist°

Da die Belehrung nicht als ordnungsgemäß änzusehen ist, sind

nicht die Fristen des @ 164 Abs, 1 SGG, sondern die Jehresfrist

des @ 66 Abs. 2 SGG maßgebend°

Zweifelhaft könnte sein, ob für den Beginn der Jahreefrist

nach @ 66 Abs, 2 SGG in vorliegendem Falle die "Verkündung" oder

die "Zustellung" des Urteils entscheidend ist, da hier beide

Alternativen gegeben sind; denn das angefochtene Urteil ist so—

wohl verkündet ale auch zugestellt° Aus @ 64 Abs, 1 SGG ist zu
schließen, daß in den Fällen, in denen eine "Zustellung" vorge—

schrieben ist, diese maßgebend und die "Eröffnung" oder "Verkün—

dung“ nur subsidiär von Bedeutung sein soll° Urteile müssen nach

@ 135 SGG grundsätzlich zugestellt werden." Daher ist für den

_ 6 _
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Lauf der Jahreefriet zur
Einlegung der Revision in vorliegenden

Falle die Zustellung des Urteils maßgebend° Die Frist beginnt

nach 5 64 Abs. 1 SGG mit dem Tage nach der Zustellung, also mit
dem 15° Mai 1954, so daß die am 2„Ner21955 eingelegte und be—

gründete Revision als fristgerecht anzusehen ist°

Die Revision ist nach 5 162 Abs„ i'Nr‚ 2 see etatthafto

Der Kläger rügt, daß das Berufungsgericht es deshalb unter—

lassen habe, seine ehemalige Ehefrau und seine Tochter als Zeu—

gen zu vernehmen, weil sie dem Gericht vor der Beweisaufnahme

schriftlich mitgeteilt hätten, daß sie über des Beweisthema

nichts auszusagen vermöchte-n°

Der vom Kläger schlüesig gerügte wesentliche Verfahrensman—

gel liegt vor°

Der Gesetzgeber hat die Stellung des Gerichte in
sozialge-

richtlichen Verfahren in wesentlichen Punkten freier gestaltet

als im Zitilprozeß„ Dies gilt auch hinsichtlich der Frage, in
welchem Umfang die Beweieaufnahme erforderlich iet‚ In @ 105

Satz 2 SGG ist festgelegt, daß das Gericht an das Vorbringen

und die Beweisanträge der Parteien nicht gebunden iet„ Das Ge-

richt kann hiernach grundsätzlich sowohl über die Parteianträge

hinaus Weitere Beweise erheben, als auch von der Durchführung

von Beweisenfnahmen, die die Parteien beantragt haben, abgeben°

Der Antrag auf Erhebung eines Beweises stellt also nur eine An—

regung dar. Dieser Grundsatz gilt uneingeschränkt iür den Zeu—

genbeweis. Ob und inwieweit bei anderen Beweis■itteln Ausnahmen

gelten, bedarf hier/keiner Untersuchung‚ Er unterliegt aller—

dings einer Einschränkung durch die in 9 103 Satz 1 SGG ausgeé

eprochene Verpflichtung des Gerichts, den Sachverhalt von Amts

wegen zu erforschen. Das Gericht wird daher trotz des in @ lO3

Satz 2 SGG aufgestellten Grundeatzes in jedem Einzelfall sorg—
fältig zu prüfen haben, ob es noch von weiteren Beweismitteln

Gebrauch machen muß, wobei es unerheblich ist, ob es diese Mög-

lichkeiten von Amts wegen kennt oder sie ihm von den Beteilig—

ten benannt werden sind°

Sicherlich gibt es eine Reihe von allgemeinen Gründen, bei

deren Vorliegen die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit ebenso

wie.die Gerichte anderer Gerichtszweige stets von einer Beweis—

...7..
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aufnahme absehen können, wenn zum Beispiel die Beweiserhebung

unzulässig ist, wenn sie wegen
Öffenkundigkeit überflüssig ist,

wenn die Tatsache, die bewiesen werden soll, für die Entschei—

dung ohne Bedeutung oder schon bewiesen ist oder das Beweismit—

tel unerreichbar oder völlig ungeeignet ist, oder wenn die Anre—

gung zum Zwecke der Prozeßverschleppung erfolgt,

Abgesehen hiervon wird das Gericht, wenn es selbst noch

‚Zweifel hinsichtlich eines festzustellenden Sachverhalts hat,

von allen ihm zur Verfügung stehenden geeigneten weiteren Be—

weismitteln Gebrauch zu machen haben,da es andernfalls gegen

'seine Amteermittlungspflicht verstoßen würde„

Wenn sich aber das Gericht eine feste Überzeugung gebil—

det hat, kann es gemäß dem in £ 128 Abs° 1 SGG ausgesprochenen

Grundsatz nach seiner freien, aus dem Gesamtergebnis des Ver—

fahrens gewonnenen Überzeugung entscheiden° Dieser Grundsatz

wirkt also sowohl auf die Frage der Beweiswürdigung als auch

auf die hier bedeutungsvolle Frage des erforderlichen Umfangs

der Beweisaufnahme ein. Das Gericht ist aber in seiner Ent—

scheidungsfreiheit insofern eingeschränkt, als es trotz dieses

Grundsatzes nicht von der
Pflichtasachlicher,

pflichtgemäßer

Prüfung aller Umstände und der Beachtung der Denkgesetze und

_allgemeinen Erfahrungssätze entbunden ist°

In dem zur Entscheidung stehenden Fall hat das Gericht

auf die Zeugenvernehmung aus zwei verschiedenen Gründen ver—
ziehtet° In erster Linie stützt es sich darauf, daß die Zeu—

ginnen nichts auszusagen vermöehten, in zweiter Linie, daß

seine feststehende Überzeugung selbst durch eine für den Klä—

ger günstige Aussage nicht erschüttert werden könnte, da die

‚Angaben des Klägers unglaubwürdiä seienn

Gegen beide Begründungen bestehen unter Berücksichtigung

der angeführten Grundsätze entscheidende Bedenken°

Nach allgemeiner Erfahrung sind zaeugen häufig erst bei

der Vernehmung durch den Richter, insbesondere wegen der

Möglichkeit, vereidigt zu werden, zu einer Aussage bereito

Gerade wegen des Umstandes, daß es sich bei der einen Zeu—

gin„um die geschiedene Ehefrau des Klägers handelt und damit

_ 8 _
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erfahrungsgemäß besondere Vorsicht am Platze war, hätte das Ge—

richt sich nicht auf die einfache Mitteilung der Zeugin, sie ver—

möge nichts auszusag@n, verlassen dürfen. Auch die Begründung,

die die andere 5eugin, die Tochter des Klägers, gab, sie vermöge

nichts auszusagen,
zumal sie damals erst acht Jahre alt gewesen

sei, mußte, auch ohne daß das jetzige Verhältnis der Zeugin zu
ihrem Vater bekannt ist, zur Vorsicht mahnen, da die Zeugin zwar

1919 erst acht Jahre alt war, aber 1930/31
— oder, wenn sie den

Haushalt des Klägers früher verlassen haben sollte, zu diesem

Zeitpunkt — nicht unerheblich älter war, so daß die höglichkeit

eigener Kenntnis der aufzuklärendcn Umstände nicht ausgeschlos—

sen erscheint° Das Landessozialgericht hat gegen allgemeine

Erfahrungsgrundsätze verstoßen, wenn es unterstellt, daß die

Zeuginnen tatsächlich nichts auszusagen vermöchten. Es hat also

die entgegen seiner Ansicht dennoch vorhandene Möglichkeit, den

Sachverhalt weiter aufklären zu können, außer acht gelassen und

somit gegen seine Amtsermittlungspflicht verstoßen. In der zwei—

ten Begründung führt das Landessozialgcricht aus, daß es auf

die Vernehmung der Zeuginnen auch deshalb verzichtet habe, weil

angesichts der völligen Vertrauensunwürdigkeit der Angaben des

Klägers selbst eine dem Kläger günstige Aussage die Uberzeugung

des Senats nicht hätte erschüttern können° Henn auch der Klä—

ger häufig mit seinen Angaben gewechselt hat und dem Landes—

sozialgericht daher darin zugestimmt werden muß, daß es die

Angaben des Klägers als unglaubwürdig ansieht, so geht es doch

nicht an, hieraus noch den weiteren Schluß zu ziehen, daß auch

eine etwa für ihn günstige Zeugenaussage ohne Bedeutung'sei°

Dies liefe darauf hinaus, auch die Zeuginnen als unglaubwürdig

anzusehen; denn anders würde ja eine klare positive Aussage

dieser Zeuginnen überhaupt nicht abgetan werden können° Es

kann aber nicht ein richtig anerkannt werden, daß von der Un—

glaubwürdigkeit einer ?erson auf die Unglaubwürdigkeit einer

anderen geschlossen wird, wenn nicht besondere Verbindungstat—

bestände dies rechtfertigen° Davon aber kann hier keine Rede
_

sein, Besonders bei der geschiedenen Ehefrau des Klägers wird

man kaum davon ausgehen können, daß sie etwas Falsches zugun4

sten des Klägers augesagt hätte. Das Landessozialgericht hat
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auch hiermit die Grenzen des Rechts, nach seiner freien Über—

zeugung entscheiden zu
dürfen, sichtlich_überschritten‚ Mit

den angeführten Gründen kann der Verzicht auf die Vernehmung

der Zeuginnen jedenfalls nicht wirksam begründet werden° Sie

hätten vernommen werden müssen° Das landessozialgericht hat

somit von einer zur Verfügung stehenden Aufklärungsmöglich—

keit ohne überzeugenden Grund keinen Gebrauch gemacht° Da—

durch hat es gegen seine Amtsermittlungspi‘lichtverstoßen°

Das Verfahren leidet somit an einem Mangel; denn der Verstoß

gegen @105 Satz 1 SGGist ein Verstoß gegen eine das Ver—
fahren betreffende Vorschrift° Bieser Verfahrensverstoß ist
wesentlich, weil das Urteil bei einer Vernehmung der Zeu—

ginnen anders hätte ausfallen können,

Die Revision ist somit stattheft„

Aus dem zuletzt angeführten Grunde beruht das Urteil
5auch eu: dieser Geaetzesverletzung° Die Revision ist somit

auch begründet° Da eine eigene Entscheidung des erkennenden'

Senats nicht tunlich war, weil ohne die Zeugenvernehmung

eiie Entscheidung nicht möglich ist, mußte das angefochte—

ne Urteil mit den ihn zugrundeliegendcn Feststellun®en auf—

gehoben und zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an des

Iandessozialgericht zurückverwiesen werden°

Das Landessozialgericht wird nunmehr die beiden Zeugin—

nen zu vernehmen haben, Sollte sich herausstellen, daß der

.Kläger‚ wie er behauptet, von 1919 bis 1930/51 freiwillige

Beit äge geleistet hat, würde unter Zugrundelegung der son—

stigen Feststellungen des Landessozialgerichts die Halb—

deckung erhalten und damit der Anspruch des Klägers begrün—

det sein° Sollte sich bei der Zeugenvernehmung herausstel—

len, daß zwar Beiträge nicht für die ganze Zeit, wenigstens

aber ein Beitrag für die Zeit nach dem 31, Dezember 1925 '

entrichtet werden ist, müßte das Landeesozielgericht prü—

fen, ob nicht die Voraussetzungen des @ 4 des Sozialver—

sicherungsanpassungsge3etz€s vom 17° Juni 1949 (WiGBlo

e, 99) erfüllt sind, ‘
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